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Erstes Konsultationspapier zur Regulierungssystematik für die dritte Regulie-
rungsperiode der Stromverteilernetzbetreiber 01.01.2014 - 31.12.2018 
 

 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) bedankt sich für die Übermittlung des Ersten 

Konsultationspapiers zur Regulierungssystematik für die dritte Regulierungsperiode der 

Stromverteilnetzbetreiber und nimmt dazu wie folgt Stellung: 

 

Vorbemerkungen und Zusammenfassung der wesentlichen BAK-Positionen 

Mit dem vorliegenden Konsultationspapier werden die Rahmenbedingungen und wesentliche 

Parameter für die Ausgestaltung der 3. Anreizregulierungsperiode (01.01.2014 - 31.12.2018) 

für Stromverteilnetzbetreiber mit einer Abgabemenge von über 50 GWh festgelegt. Dabei ist 

darauf zu achten, dass ein langfristig stabiler Regulierungsansatz für die Stromnetze 

("natürliches Monopol") gefunden wird, der die vorhandenen Zielkonflikte im ausgewogenen 

Maß ausbalanciert. Hervorzuheben sind aus Sicht der BAK insbesondere folgende 

Zielsetzungen des Regulierungssystems: Versorgungssicherheit und -qualität, Schutz der 

KonsumentInnen vor überhöhten Kostenbelastungen, Förderung eines effizienten 

Verhaltens der regulierten Unternehmen, rechtliche Stabilität, die Transparenz des Systems 

sowie die Sicherstellung der allgemeinen Akzeptanz und Stabilität des Regulierungssystems 

durch alle Interessensgruppen. Aus Sicht der BAK ist bei der Anreizregulierung 

entscheidend, dass die KonsumentInnen an den angestrebten Effizienzgewinnen tatsächlich 

partizipieren können. Das heißt, die Regulierungsbehörde muss sicherstellen, dass die 

Kostenvorteile, die sich aus den Effizienzgewinnen der Netzbetreiber ergeben, auch an die 

Haushalts-KonsumentInnen weitergegeben werden. 

 

Folgende Forderungspunkte aus der vorliegenden Stellungnahme will die BAK besonders 

hervorheben: 

• Kostentransparenz bei Smart Metering 

• Repräsentativer Lohn- und Gehaltsindex für Verteilnetzbetreiber prüfen 

• Berücksichtigung aktueller Zinsdaten (Fremdkapitalverzinsung) im WACC 
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Abschnitt 4 – Ausdehnung Regulierungsperiode und kontinuierliches Benchmarking 

Anstatt wie bisher das Benchmarking und die Festlegung eines Zielwerts für die Dauer von 

zwei Regulierungsperioden zu bestimmen, soll nunmehr die Regulierungsperiode  auf fünf 

Jahre ausgedehnt werden (bisher 4 Jahre) und gleichzeitig ein neuerliches Benchmarking 

vor jeder nachfolgenden Regulierungsperiode durchgeführt werden. Da es sich bei dem 

Benchmarking-System um einen relativen Effizienzvergleich der unterschiedlichen 

Verteilnetzbetreiber handelt, ist besonders Augenmerk darauf zu richten, dass es nicht zu 

branchenweiten strategischen Verhalten kommt, das heißt das Benchmarking von den 

Unternehmen bewusst verzerrt wird. 

 

Abschnitt 6 – Genereller Produktivitätsfortschritt (X-Gen) 

Mit dem so genannten generellen Produktivitätsfortschritt (X-Gen) sollen 

branchenspezifische Effizienzsteigerungen dargestellt werden, die auf alle 

Verteilnetzbetreiber anzuwenden sind. In den vergangenen zwei Regulierungsperioden 

wurde dieses X-Gen mit 1,95 Prozent per annum von der Regulierungsbehörde festgelegt. 

Im vorliegenden Konsultationspapier wird erläutert, dass die Branche eine Herabsetzung des 

X-Gen auf 0,85 Prozent per annum fordert. Laut vorliegenden Ausführungen wurde seitens 

der Behörde ein entsprechendes Gutachten zur sachgerechten Abschätzung des X-Gen in 

Auftrag gegeben – nach Vorliegen des Gutachtens soll die Festlegung des X-Gen im 

Rahmen eines weiteren Konsultationsprozesses behandelt werden. In diesem 

Zusammenhang fordert die BAK eine möglichst rasche Übermittlung des betreffenden 

Gutachtens bereits im Vorfeld des nachfolgenden Konsultationsprozesses, um die darin 

getroffenen Annahmen plausibilisieren zu können. 

 

Abschnitt 7 – Individuelle Effizienzvorgabe (X-Ind), Benchmarking und Smart Metering 

Die individuellen Effizienzvorgaben basieren auf dem Benchmarking (Effizienzvergleich), das 

vor Beginn der kommenden Regulierungsperiode durchzuführen ist. Im Rahmen des 

Benchmarking werden unternehmensindividuelle Ineffizienzen ermittelt, die in einem 

realistischen Zeitraum abgebaut werden sollen – daran orientieren sich die individuellen 

Effizienzvorgaben. 

Sowohl die Rahmenbedingungen für die Festlegung der individuellen Effizienzvorgaben – dh 

die Determinierung der Dauer zur Verteilung der Ineffizienzen sowie eines 

Mindesteffizienzniveaus – als auch das Benchmarking selbst, sollen in einem nachfolgenden 

Konsultationsprozess behandelt werden. Hier fordert die BAK eine zeitgerechte Übermittlung 

der Benchmarking-Ergebnisse, die letztlich die Grundlage für die individuellen 

Effizienzvorgaben bilden. 

Im vorliegenden Konsultationspapier wird der Einführung von Smart Metering eine mögliche 

"kostentreibende Wirkung" zugeschrieben, die bei der Durchführung des Benchmarkings zu 

berücksichtigen sei. Bisher erklärte die E-Control, dass die Investitionskosten für Smart 

Metering zur Gänze durch die bestehenden Messentgelte abgedeckt seien. Daher 

unterstreicht die BAK nochmals die Position, dass die Investitionskosten für die Einführung 

von Smart Metering durch die bestehenden Messentgelte abgedeckt werden müssen und zu 

keinen Mehrkosten im Bereich der Netznutzungsentgelte führen dürfen. Insbesondere 

deshalb, weil weder der Nutzen von Smart Metering noch damit erzielbare 

Kosteneinsparungen für Haushalts-KonsumentInnen bisher ausreichend nachgewiesen 
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werden konnten. Um sicherzustellen, dass die Kosten für Smart Metering nicht in die 

Netznutzungsentgelte einfließen, fordert die BAK hier absolute Kostentransparenz, dh 

bereits im Kostenermittlungsverfahren müssen die Investitions- und Betriebskosten für Smart 

Metering ausgewiesen und in nachvollziehbarer Weise dargestellt werden. 

 

Abschnitt 8 – Netzbetreiberindex 

Da der Investitionsfaktor aufgrund der Rücksichtnahme auf tatsächliche Buchwerte durch 

entsprechende Indexierung die Kapitalkostenentwicklung während einer 

Regulierungsperiode nunmehr direkt und zeitnahe abbildet, wird vorgeschlagen auf die 

Einbeziehung des Baupreisindex (BPI) im Netzbetreiberindex (NPI) zu verzichten. Bei der 

Berechnung des NPI wird der Tariflohnindex (TLI) zukünftig mit 57 Prozent gewichtet, der 

Verbraucherpreisindex (VPI) mit 43 Prozent. Diese neue Gewichtung erscheint der BAK 

hinsichtlich der Systemkonsistenz zwar grundsätzlich sinnvoll, es ist jedoch weiterhin in 

Frage zu stellen, ob der TLI für die Entwicklung der Kostenstruktur der Verteilnetzbetreiber 

ausreichend repräsentativ ist, wie in § 59 Abs 5 ElWOG 2010 gefordert. Schließlich bildet 

der Tariflohnindex die Lohn- und Gehaltsentwicklung über die Grundgesamtheit der 

unselbständig Beschäftigten in Österreich ab. In der Energiebranche erzielen die 

GewerkschaftsvertreterInnen regelmäßig positive Ergebnisse im Sinne der Beschäftigten, 

die oftmals über dem Durchschnitt der Lohnabschlüsse in der Gesamtbetrachtung (TLI) 

liegen. Die BAK regt daher an, dass die E-Control die Personalkostenstruktur 

(Kollektivvertragszugehörigkeit) der österreichischen Verteilnetzbetreiber erhebt und 

gemeinsam mit der Statistik Austria in Gespräche eintritt, um Möglichkeiten für die 

Generierung eines für die Verteilnetzbetreiber entsprechend repräsentativen Lohnindex zu 

diskutieren. Um Veränderungen in der Personalkostenstruktur  zu berücksichtigen, sollte die 

Zusammensetzung dieses Verteilnetzbetreiber-spezifischen Lohn- und Gehaltsindex 

kontinuierlich – das heißt jeweils vor den kommenden Regulierungsperioden – evaluiert 

werden. 

 

Abschnitt 9 – Finanzierungskostensatz (WACC) 

Die Festlegung des Finanzierungskostensatzes (WACC) muss zwei unterschiedliche 

Erwartungshaltungen in ausgewogener Weise berücksichtigen: Einerseits die Sicherstellung 

einer hohen Investitionsbereitschaft der Strom-NetzbetreiberInnen durch eine entsprechende 

Kapitalverzinsung, andererseits den Schutz der EndverbraucherInnen vor überzogenen 

Renditevorstellungen der KapitalgeberInnen. Im vorliegenden Konsultationspapier wird 

vorgeschlagen, den WACC in gleicher Höhe wie jenen der Gasverteilnetzbetreiber 

anzusetzen, der im Jahr 2012 mit 6,42 Prozent festgesetzt wurde. Argumentiert wird diese 

Gleichsetzung mit potentiellen "Fehlanreizen", sollte der WACC im Strom- und Gasbereich 

stark divergieren, da die verfügbaren Geldmittel grundsätzlich dort eingesetzt werden, wo mit 

einer höheren Rendite bei vergleichbarem Risiko zu rechnen ist. 

Die BAK kann dieser Argumentation deshalb nicht folgen, weil auch die Investitionen der 

Strom- und Gasverteilnetzbetreiber der Anreizregulierung unterliegen und angenommen 

werden muss, dass ausschließlich effiziente Investitionen durch die Verteilnetzbetreiber 

getätigt werden – wie auch in Abschnitt 11 des vorliegenden Konsultationspapiers von der  

E-Control ausgeführt wird – und somit Fehlallokationen zwischen diesen beiden Bereichen 

ausgeschlossen werden können.  



Seite 4  

Der WACC beinhaltet die Fremd- und die Eigenkapitalverzinsung. Aufgrund der gesunkenen 

Fremdkapitalzinsentwicklung im letzten Jahr müsste der WACC für Stromverteilnetzbetreiber 

für die kommende Regulierungsperiode deutlich niedriger liegen, als der übernommene 

WACC für Gasverteilnetzbetreiber, bei dem die Fremdkapitalverzinsung auf Basis des 

Fünfjahresdurchschnitts der OeNB-Sekundärmarktrendite der Periode 2007-2012 berechnet 

wurde. Die aktuellsten OeNB-Daten zeigen, dass die Sekundärmarktrendite im 

Fünfjahresdurchschnitt Februar 2008 bis Februar 2013 bei 2,74 Prozent liegt, während sie 

vor einem Jahr (Februar 2007 bis Februar 2012) bei 3,32 Prozent lag. Um die 

Zinsentwicklung im Bereich des Fremdkapitals angemessen zu berücksichtigen, fordert die 

BAK, dass für die Strom-Verteilnetzbetreiber der aktuelle Fünfjahresdurchschnitt der 

Sekundärmarktrendite für die Berechnung der Fremdkapitalverzinsung herangezogen wird, 

wodurch der Fremdkapitalzinssatz vor Steuern mit 4,19 Prozent (statt 4,72 Prozent) 

festgelegt und dies im WACC entsprechend zu berücksichtigen ist. 

 

Weitere ergänzende Anmerkungen behält sich die BAK für den angekündigten zweiten 

Konsultationsprozess vor, da erst danach eine gesamte Einschätzung der 

Regulierungssystematik möglich ist. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

 

 

 

 

Rudi Kaske       Günther Chaloupek 

Präsident       iV des Direktors 

F.d.R.d.A.       F.d.R.d.A. 


